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 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 07.01.2024

(1) § 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 201/1996 ist nicht anzuwenden, wenn die Antragstellung oder die

Einleitung des amtswegigen Verfahrens vor dem 1. Mai 1996 erfolgt ist und das Verfahren noch nicht rechtskräftig

abgeschlossen ist. Dies gilt auch für gerichtliche Verfahren. Personen, denen vor dem 1. Mai 1996 ein P:egegeld in

Höhe der Stufe 1 bereits rechtskräftig zuerkannt wurde, ist dieses weiterhin im Betrag von monatlich 207,20 Euro zu

erbringen.

(2) § 9 Abs. 1 erster Satz und Abs. 3 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 201/1996 sind nicht anzuwenden,

wenn die Antragstellung oder die Einleitung des amtswegigen Verfahrens vor dem 1. Mai 1996 erfolgt ist und das

Verfahren noch nicht rechtskräftig abgeschlossen ist. Dies gilt auch für gerichtliche Verfahren.

(3) § 12 Abs. 6 und § 13 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 201/1996 sind nicht anzuwenden, wenn die

Rentenumwandlung, die Unterbringung in einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher oder der

Anspruchsübergang bereits vor dem 1. Mai 1996 erfolgt sind.

(4) Ist in den in Vollziehung der im § 3 genannten Normen eine Vorschußzahlung zur Pension (Rente) gesetzlich

angeordnet, so ist Personen, die im Dezember 1996 ein P:egegeld beziehen und bei denen der Leistungsanspruch am

31. Dezember 1996 aufrecht ist, auch ein Vorschuß an P:egegeld zu leisten. Dieser Vorschuß gebührt anstelle des

verhältnismäßigen Teiles des P:egegeldes gemäß § 9 Abs. 1 letzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.

Nr. 201/1996 für den Kalendermonat, in dem der Anspruch auf P:egegeld erlischt. Die Vorschußzahlung ist in der

Höhe des für Dezember 1996 ausgezahlten P:egegeldes spätestens am 1. Jänner 1997 :üssig zu machen. Alle auf das

Pflegegeld anzuwendenden Bestimmungen gelten auch für die Vorschußzahlung.

( 5 ) § 22 Abs. 1 Z 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 128/2008 ist nicht anzuwenden, wenn die

Antragstellung oder die Einleitung des amtswegigen Verfahrens vor dem 1. Jänner 2009 erfolgt ist und das Verfahren

noch nicht rechtskräftig abgeschlossen ist. Das Verfahren ist von jenem Entscheidungsträger zu Ende zu führen, der bis

zum 31. Dezember 2008 zuständig war.
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